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Der 2. Weltkrieg (1939 – 1945) 
Verfasser: Peter Lüthi 

Kriegsvorbereitungen und weitere Massnahmen in den Gemeinden 

Am 25. September 1930 fand zwischen Niederwichtrach und Münsingen auf der Höhe des Neuhaus ein grosses Defilee 
der 3. Division vor Bundesrat Minger und etwa 40‘000 bis 50‘000 Zuschauern statt, als Abschluss eines grossen Manövers 
zwischen Emme und Aare. 

Im Oktober 1936 beschloss der Gemeinderat von Niederwichtrach, aus der laufenden Rechnung bei der Wehranleihe 
einen Betrag von Fr. 1‘000.- zu zeichnen, wofür die Gemeinde eine Urkunde erhielt. Bis 1. Februar 1937 hatten die 
Gemeinden auf Grund eines Bundesratsbeschlusses die Vorarbeiten für die vollständige Verdunkelung ihres 
Gemeindegebietes abzuschliessen. Oberwichtrach gehörte zu den Gemeinden, die den Meldetermin verpassten und 
deshalb von der kantonalen Luftschutzstelle gemahnt wurden. Neben dem dringenden Auftrag ordnete der Gemeinderat 
an, für die „3 Strassenkreuzungen Sturmlaternen mit blauem Glas“ zu beschaffen. Im April 1937 übertrug der Gemeinderat 
von Niederwichtrach der Feuerwehrkommission die Errichtung einer Kriegsfeuerwehr entsprechend den Weisungen der 
kantonalen Direktion des Innern. Am 27./28. September 1938 wurde eine Verdunkelungsübung durchgeführt. Auch in 
Oberwichtrach wurde die Kriegsfeuerwehr eingerichtet. Es wurde eine Reglementsänderung durchgeführt und das 
Dienstalter auf 60 Jahre erhöht. Im März 1938 befasste sich der Gemeinderat Oberwichtrach mit einem Gesuch des 
kantonalen Luftschutzverbandes um Durchführung von 
„Selbstschutzkursen von 3-4 Abenden“ und er beschloss, 
dass ein solcher Kurs für unsere kleine Gemeinde kein 
absolutes Erfordernis sei und lehnte ab. Ende 1938 musste 
ein Merkblatt für den passiven Luftschutz abgegeben 
werden. 

Im April 1939 studierte der Rat von Niederwichtrach die 
neuen Vorschriften für die Pferdestellung im Kriegsfall und 
bearbeitete den Pferdestellungsbefehl. Im Sommer trafen 
verschiedene Kreisschreiben der Regierung ein zur Kriegs-
vorbereitung, so unter anderem  zur Sicherstellung von 
Lebensmittelvorräten. An der Sitzung vom Juni behandelte 
der Rat eine Liste von Familien, die nicht in der Lage waren, 
die vorgeschriebenen Lebensmittel einzukaufen.  Ende Juni 
1939 verwies der Regierungsstatthalter auf verschiedene 
Massnahmen zur Sicherung der Gemeindegeschäfte im 
Mobilmachungsfall. Mitte Juli beschloss er, zusammen mit 
Oberwichtrach, zur Aufklärung der Bevölkerung einen 
Filmvortrag durchzuführen zum Thema Luftschutz. 

Am 22. Juli 1939 behandelte der Rat von Oberwichtrach ein 
Kreisschreiben des Regierungsrates an die Einwohner-, Burger- und Kirchgemeinderäte wo hingewiesen wird auf 
Probleme, die bei einer Mobilmachung für die Verwaltungen entstehen um den Verwaltungsbetrieb aufrecht zu halten, 
wenn das benötigte Personal fehlt. Die Gemeinden müssten sich auf die Mobilmachung vorbereiten. Der Rat erachtete es 
als nicht nötig, «schon jetzt» Vorkehren zu treffen.  

Am 1. September 1939 erging die Generalmobilmachung an 430‘000 Mann Kampftruppen und 200‘000 Hilfsdienst-
pflichtige und Henri Guisan wurde zum General gewählt. Im Oktober 1939 setzte der Gemeinderat Oberwichtrach dann 
eine Kommission ein «die sich zur Hauptsache mit Dispensationsgesuchen zu befassen haben wird». Der «Bund» vom 2. 
November 1939 enthält den Artikel «Die Bevölkerung im Kriegsfall – Die Weisungen des Bundesrates im Wortlaut», 
beschlossen vom Bundesrat am 30.10.1939 mit den Kapiteln 1. Allgemeines, 2. Teilnahme an den Feindseligkeiten, 3. 
Verhalten im Hinterland, 4. Verhalten in der Kampfzone, 5. Besetzung von Gebiet durch den Feind. 

Im Mai 1940 setzte der Oberwichtracher Gemeinderat einen Bundesratsbeschluss, ergänzt mit Weisungen des Generals, 
um und wählte Sek Lehrer Käser zum Ortskommandanten und beauftragte ihn mit der Bildung einer Ortswehr aus 
schiesskundigen Freiwilligen für Bewachungsaufgaben, Bekämpfung von Saboteuren, Luftlandetruppen und einge-
brochenen Panzertruppen. Zu deren Ausbildung beschloss der Gemeinderat den Ankauf von Munition. Am 28. Mai 1940 
beschloss der Regierungsrat die Abgabe von Identitätskarten an Schweizerbürger, die im Kanton Bern wohnsitzberechtigt 
waren, um sich «jederzeit gegenüber zivilen und militärischen Behörden ausweisen zu können». Beauftragt wurde mit der 
Umsetzung in Oberwichtrach der Gemeindeschreiber. 

Mit einem Bundesbeschluss vom 29. Juli 1943 wurden die Gemeinden verpflichtet, Sanitätsposten zu errichten und das 
nötige Sanitätsmaterial bereitzustellen, auch Oberwichtrach hatte mit dem kantonalen Kriegsfürsorgeamt Probleme, 
insbesondere wegen des «splitter- und einsturzsicheren Sanitätsposten». 

Die Rationierung, eine Kriegsfolge, die alle betrifft  

Unter Rationierung versteht man die Zuteilung von beschränkt vorhandenen Gütern und Dienstleistungen in Notzeiten. 
Die bekannteste Form ist die gleichmässige Verteilung von Lebensmitteln mittels Bezugsscheinen (Lebensmittelkarten 
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bzw. -marken). Die erste landesweite Versorgungskrise entstand im 1. Weltkrieg, unter anderem wegen der mangelhaft 
vorbereiteten wirtschaftlichen Landesversorgung und Kriegswirtschaft.  

Der Entscheid zur Schaffung eines Ernährungsamtes fiel erst im September 1918. Für den zweiten Weltkrieg war der 
kriegswirtschaftliche Apparat ab 1938 betriebsbereit. Wie stark die Rationierung in die einzelne Familie einwirkte, ist aus 
dem «Kriegswirtschaftlicher Beobachter für jedermann (KW Beobachter)» vom 21. Dezember 1942. Monatlich wurden die 
Lebensmittelkarten verteilt, wobei die Rationen durchaus von Monat zu Monat wechseln konnten. Der Umgang mit den 
Lebensmittelkarten und -marken bedeutete für jede Hausfrau einen erheblichen «Verwaltungsaufwand». Die Probleme 
gingen aber viel weiter, zum Beispiel erhielten Bienenzüchter zur Fütterung ihrer Bienenvölker im Frühling 1943 5 kg 
Bienenzucker für jedes überwinterte Bienenvolk, auf Grund des Verzeichnisses der Bienenzüchter und seiner 
Bestandesmeldung vom Dezember 1942!  

Dass die kriegswirtschaftlichen Massnahmen im 2. Weltkrieg praktisch aus dem Stande heraus und während der ganzen 
Kriegszeit funktionierten, ist anerkannt. So erhielt zB. der Gemeinderat Oberwichtrach schon im Februar 1940 den Auftrag 
zu 9 ha Mehranbau, wobei die Kulturarten freigestellt waren. Beim zugeteilten Quantum für Heu und Stroh beantragte der 
Gemeinderat eine Reduktion mit dem Erfolg bei Stroh von 613 q auf 430 q und bei Heu von 300 q auf 270 q. Im Sommer 
1942 entstanden neue Auflagen wegen Schwierigkeiten beim Import von Saatgut für Brot- und Futtergetreide, Mais und 
Kartoffeln, so dass der Produzent zusätzlich das Saatgut aus eigener Produktion sicherzustellen hatte. Für 1942/43 stellte 
die Gemeinde Oberwichtrach das Gesuch um Reduktion der Pflichtlagermenge für die Brennholzversorgung von 150 auf 
100 Ster, was von der kantonalen Zentralstelle für die Holzversorgung abgelehnt wurde. 

Beim Gemeindeschreiber liefen oft neben seinen ordentlichen Aufgaben auch die Zuständigkeiten für die Rationierung, 
die Wehrmannsausgleichkasse, die Ackerbaustelle, die Arbeitseinsatzstelle, das Kriegsfürsorgeamt und die Preiskontrolle 
zusammen. 1943 wurde in Zusammenhang mit Verfeinerung und Präzisierung der Verfahren von Überrationierung 
gesprochen. Nach Ende des 2. Weltkrieges lief die Rationierung noch weiter, wobei in Abhängigkeit von den 
Importmöglichkeiten schrittweise Erleichterungen eingeführt wurden. Die Anbaupflicht der Landwirtschaft wurde nicht 
reduziert (333’000 ha Ackerland) und die dadurch bedingte Arbeitsdienstpflicht wurde bis Herbst 1946 verlängert. Im 
Sommer 1946 wurde festgestellt, dass die Schweiz im Hinblick auf die Nahrungsmittel einer Art «Weltrationierung» 
unterstellt sei und es wurde auch diskutiert, dass die Schweiz während 3 Monaten auf 15% ihrer Rationen zugunsten 
hungernder Kinder verzichten solle, worauf der Bundesrat am 3. Mai 1946 beschloss, 10 600 Tonnen Lebensmittel für den 
Ankauf durch charitative Organisationen bereitzustellen. Im Juli 1948 wurde die Rationierung aufgehoben. 

 


